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KOMMENTAR

Kein Endlager für Atommüll in MV!

Wir erleben in diesem Herbst, 
dass Menschen zu Zehntau-
senden sagen: Das, was die 
schwarz-gelbe Bundesregie-
rung tut, wollen wir nicht. 
Zehntausende protestieren 
in Stuttgart, im Wendland und 
anderswo dagegen, dass sich 
die Bundesregierung in einer 

Weise als Handlangerin von 
Konzernen gebärdet, wie es 
so unverfroren seit langem 
nicht der Fall gewesen ist. 
Mit der Atomlobby wurde 
ein Deal gemacht, der den 
Konzernen Milliarden Zusatz-
gewinne in die Taschen spült 
und zugleich Tausende Ton-
nen zusätzliche hochradioak-
tive Abfälle anhäuft. Und das, 
obwohl auch beim unter rot-
grün vereinbarten Atomaus-
stieg noch Mengen anfallen, 
die nicht beherrschbar sind. 
Auch damals gab es kein Kon-
zept zur Lagerung der gefähr-
lichen Hinterlassenschaft. 
Auch die Grünen müssen sich 
heute den Vorwurf gefallen 
lassen, dass sie in sieben 
Jahren Mitregieren im Bund 
in der Endlagerfrage nicht viel 

mehr geschafft haben als ein 
Moratorium für die Gorleben-
Erkundung. Niemand will das 
giftige Erbe, und auch wir in 
MV wollen keine Abfälle aus 
westdeutschen Atomanla-
gen. Da sind wir uns einig, 
zumindest mehrheitlich. Der 
Beschluss im Juli hier im 
Landtag hat das erneut deut-
lich gemacht. Aber was ist 
dieser Beschluss wert, wenn 
die CDU die Laufzeitverlänge-
rung der Atomkraftwerke be-
fürwortet und die SPD in der 
großen Koalition gefangen ist? 
Konsequent wäre es, wenn 
die Landesregierung wie ei-
nige andere Länder vor das 
Verfassungsgericht zöge und 
zumindest ein Mitsprache-
recht beim Atomgesetz ein-
forderte. Inzwischen geht es 

um mehr als nur um die Ein-
lagerung von Atommüll in das 
Zwischenlager Nord. Mittler-
weile sehen Experten Alter-
nativen für Gorleben auch in 
Mecklenburg-Vorpommern. 
Ich möchte schon mitreden 
können, wenn in meinem 
Garten etwas vergraben wer-
den soll. Rügen, Greifswald 
und Ostvorpommern haben 
inzwischen durch Beschlüsse 
ihrer Kommunalvertretungen 
den Satz im Raumentwick-
lungsprogramm Vorpommern 
bestätigt: Keine atomaren 
Abfälle ins Zwischenlager 
Nord außer denen aus MV 
und Brandenburg! Die Bürge-
rinnen und Bürger erwarten 
zu Recht, dass sich die Lan-
desregierung diesem Votum 
konsequent anschließt.               

Gefahr stilllegen

Helmut Holter, Fraktionsvorsitzender



Keine Transporte über MVs Häfen 
Die Fraktionen von SPD 
und CDU haben die Dring-
lichkeit unseres Antrags 
„Keine Atomtransporte 
nach Russland über Me-
cklenburg-Vorpommerns 
Häfen“ abgelehnt – es 
läge ja noch kein Antrag 
für ein derartiges Vorha-
ben vor. Das ist völlig un-
verständlich. Die Regie-
rungsfraktionen sollten 
im Interesse des Landes 
bereits heute unmissver-

ständlich klar machen, 
dass die vorgesehenen 
Castor-Transporte von 
Ahaus nach Russland 
nicht über die Häfen un-
seres Landes verschifft 
werden dürfen. Aber 
offenbar wollen die Re-
gierungsfraktionen ab-
warten, bis vollendete Tat-
sachen geschaffen sind, 
um dann wieder schul-
terzuckend auf bestehen-
des Recht zu verweisen. 

Nach der Weigerung der 
Bundesländer Hamburg 
und Bremen, Castortrans-
porte nach Russland über 
ihre Häfen verschiffen zu 
lassen, ist nun der Rosto-
cker Hafen im Gespräch. 
Abwarten und Tee trinken 
ist die falsche Reaktion. 
Entschlossener, deutlich 
vernehmbarer Wider-
spruch muss jetzt ange-
meldet werden. 

Wolfgang Griese

Die Zukunft ist erneuerbar!

Als wir den Kampf gegen die 
Pläne, in Lubmin ein Stein-
kohlekraftwerk zu errichten, 
gewonnen hatten, wussten 
wir nicht, dass das Ende 
der Auseinandersetzungen 
am Energiestandort Lubmin 
noch lange nicht in Sicht ist. 
Heute kämpfen wir dagegen, 
dass Mecklenburg-Vorpom-
mern Transitland für Ca-
storen nach Russland wird, 
dass das Zwischenlager Nord 
ein dauerhaftes Zwischen-
lager für Atommüll aus ganz 
Deutschland wird und viel-
leicht sogar die Salzstöcke im 
Westen des Landes zum ato-
maren Endlager auserkoren 
werden. Dabei wissen wir: 
Die Zukunft ist erneuerbar! 
Und dieser ganze atomare 
Wahnsinn hindert uns daran, 
in kürzester Zeit Energie zu 
100 Prozent aus erneuer-
baren Quellen zu beziehen. 

Die Landesregierung macht 
viele schöne Worte, die vor-
gaukeln, angeblich genau 
das zum Ziel zu haben. Dabei 
war ihr Konzept „Energieland 
2020“ bereits veraltet, als es 
das Licht der Welt erblickte. 
Die Erzeugung und Nutzung 
erneuerbarer Energien, die 
Erforschung noch ungelöster 
Probleme wie der Speiche-
rung, die Schaffung virtueller 
Kraftwerke aus einem Mix an 
verschiedenen erneuerbaren 
Quellen, die Einbindung in 
regionale Wertschöpfungs-
ketten sind wichtige Poten-
ziale, die MV für eine selbst 
tragende wirtschaftliche Ent-
wicklung erschließen muss 
und kann. Eine Energiewirt-
schaft auf der Basis erneuer-
barer Energieträger kann am 
besten dezentral organisiert 
werden, gekoppelt an die 
Kommunen. Für die Kom-

munen bedeutet das, drin-
gend benötigte Einnahmen 
zu erwirtschaften, die unter 
demokratischer Kontrolle 
und Mitsprache der Kommu-
nalvertretungen im Interesse 
der Mehrheit der Bewohner 
eingesetzt werden können. 
Das schafft Unabhängigkeit 
von den Energiekonzernen, 
deren Hauptinteresse natur-
gemäß in der Maximierung 
ihrer Gewinne besteht. Die 
Erneuerbaren Energien wer-
den verantwortlich gemacht 
für die hohen Energiekosten 
in Deutschland. Aber die 
Preistreiber sitzen bei den 
Stromkonzernen. Und die 
Bundesregierung ist nicht 
bereit, diese Extragewinne 
abzuschöpfen. Glücklicher-
weise verstehen immer mehr 
Menschen, dass wir aus dem 
atomaren und fossilen Ener-
giezeitalter raus müssen. Die 
Erneuerbaren Energien bie-
ten die Möglichkeit für eine 
sichere, Klima freundliche 
und nach und nach auch ko-
stengünstige Versorgung mit 
Strom und Wärme. Mecklen-
burg-Vorpommern hat dafür 
hervorragende Vorausset-
zungen. Wir müssen sie nur 
nutzen.

Dr. Mignon Schwenke, 
wiss. Mitarbeiterin

CASTOR ...

... ist die Abkürzung für eng-
lisch cask for storage and 
transport of radioactive ma-
terial, in Deutschland herge-
stellter Spezialbehälter für die 
Zwischenlagerung und den 
Transport von hochradioak-
tivem Abfall; Länge 6,10  m, 
Breite 2,50  m, Gewicht (be-
laden) 88-125 t, feuerfest bis 
zu 800  °C. Ein Castor kann 
je nach Typ 10 oder 14 t ato-
maren Brennstoff aufnehmen, 
entweder als Brennstäbe oder 
eingeschmolzen in Glaskokil-
len. In Castor-Behältern wer-
den in Europa und den USA 
hochradioaktive Abfälle aus 
Kernkraftwerken zur Wieder-
aufarbeitung und von dort zur 
Zwischenlagerung oder Wie-
derverwendung transportiert.

Laufzeit verlängert
 
Nach dem rot-grünen Atom-
konsens sollte die Regellauf-
zeit vorhandener Kernkraft-
werke 32 Jahre betragen. 
Doch die schwarz-gelbe 
Regierung will die alternden 
Atommeiler im Schnitt um 
weitere zwölf Jahre länger am 
Netz lassen. Wo die giftige 
Hinterlassenschaft gelagert 
werden soll, weiß bislang nie-
mand.

Müll für die Ewigkeit
 
Die Frage eines Endlagers für 
die hunderttausende Jahre 
strahlenden Abfälle ist offen. 
Und die Ängste der Bevölke-
rung vor einem Super-Gau, 
etwa durch einen Unfall oder 
einen terroristischen An-
schlag, sind berechtigt. Ohne 
Laufzeitverlängerung würden 
in den verbleibenden Jahren, 
bis das letzte Atomkraftwerk 
vom Netz geht noch weitere 
17 200 Tonnen hochradioak-
tiver Müll angehäuft. Mit der 
Verlängerung werden es etwa 
21 600 Tonnen sein.

© Daniel Staufenbiel



Kein Ausstieg aus dem Ausstieg
Die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Energiewerke 
Nord (EWN) haben bis heute 
eine sehr gute Arbeit gelei-
stet. Sie haben Neuland be-
schritten beim Abbau eines 
Atomkraftwerkes, haben 
Know-How erworben, das 
national und international 
noch weit besser vermarktet 
werden könnte und müsste. 
Technik und Technologie der 
Konditionierung sind in 
den EWN entwickelt 
worden – das ist nicht 
hoch genug einzuschät-
zen. Aber das Zwi-
schenlager Nord (ZLN) 
darf nicht zu einem 
De-facto-Endlager für 
Atommüll von sonst 
wo her werden – ge-
gen den Willen des 
Landes und der 
Menschen, die hier 
leben! Diese Gefahr 
besteht, weil es 
faktisch ein Endla-
ger ist, so lange es 
kein wirkliches gibt! Nun hat 
EWN-Geschäftsführer Dieter 
Rittscher beantragt, die zeit-
liche Begrenzung der Puffer-
lagerung zu streichen. Dass 
Herr Rittscher dies gerade 
in einer Zeit tut, in der die 
gesellschaftliche Ablehnung 
der Atomkraft überdeutlich 
zum Ausdruck kommt, zeigt, 
wes Geistes Kind er ist. Ohne 
Rücksicht auf Verluste! Das 

ist das Motto der Atomlobby. 
Und leider auch der verant-
wortlichen Politiker. Es bedarf 
keiner Brückentechnologie 
Atomenergie. Nach dem rot-
grünen Atomausstiegsgesetz 
soll das letzte Atomkraftwerk 
2022 vom Netz gehen. Das 
ist Brücke genug. 
Die Bundeskanzlerin beruft 
sich im Zusammenhang mit 
dem so genannten Sparpaket 

auf die Verantwortung für 

die nachfolgenden 
Generationen. Bei den Hinter-
lassenschaften der Atomin-
dustrie ist ihr das offensicht-
lich egal. Es gab gute Gründe, 
dass 2002 der Ausstieg aus 
der Atomenergieerzeugung, 
übrigens im Einvernehmen 
mit den Energiekonzernen, 
beschlossen wurde. Es waren 
die Katastrophe von Tscher-

nobyl, zahlreiche Pannen und 
kleinere Unfälle in Atomkraft-
werken überall auf der Welt, 
das ungelöste Problem der 
Lagerung der radioaktiven 
Abfälle und die insgesamt un-
geheuren Risiken für Mensch 
und Natur. Diese Risiken wol-
len die Menschen nicht mehr 
tragen, sie wehren sich zu 
Recht. Ohne Laufzeitverlän-
gerung würden in den verblei-
benden Jahren bis das letzte 
Atomkraftwerk vom Netz 

geht noch weitere 
17 200 t hoch-
radioaktiver Müll 
angehäuft, mit der 
Verlängerung wer-
den es etwa 21 600 
t sein. Wo die gela-
gert werden sollen, 
ist bisher völlig offen.   
Eine zufrieden stel-
lende Lösung für die 
Endlagerung des Mülls 
wird es nicht geben! 
Deshalb ist die einzig 
richtige Konsequenz: 
Ausstieg aus der ato-
maren Energiewirtschaft 

und das schneller als im rot-
grünen Gesetz vorgesehen. 
Der Atomdeal ist das Kern-
stück des Energiekonzepts 
der Bundesregierung, in 
dessen Folge der dringende 
Ausbau der erneuerbaren En-
ergien blockiert wird.                                       
                                                  

Prof. Dr. Wolfgang Methling

Die Linksfraktion wird am 7. 
Dezember 2010 gemeinsam 
mit der Greifswalder Bürger-
schaftsgraktio in der Zeit 
von 10 bis 16 Uhr eine öf-
fentliche Fraktionssitzung in 
Greifswald durchführen. Der 
Tag steht unter dem Motto 
„Nein zum Atomdeal! Nur 
Atommüll aus MV und Bran-
denburg ins Zwischenlager 

Nord“. Als Gäste werden 
u.a. die Landrätinnen von 
Rügen und Ostvorpommern, 
Kerstin Kassner und Bar-
bara Syrbe, Vertreterinnen 
und Vertreter der Bundes-
tagsfraktion, sowie von Bür-
gerinitiativen teilnehmen. 
Die Menschen vor Ort und 
deutschlandweit haben zu 
Recht große Sorge ange-

Aktionstag gegen die Atompolitik
sichts der Energiepolitik der 
Bundesregierung. Wir teilen 
diese Sorge, unterstützen 
die bundesweiten Proteste 
gegen die weitere Nutzung 
der Kernenergie und wollen 
mit bunten Aktionen rund 
um das Rathaus Zeichen 
setzen und gegen die Atom-
politik des Bundes demons-
trieren.   

Die Mär vom 
billigen Atomstrom 

250 Mrd. Euro Subventi-
onen sind in Atomwirtschaft 
geflossen, Kosten für Ent-
sorgung und Zwischenlage-
rung, für die Transporte trägt 
der Steuerzahler, Sanierung 
der Asse wird mindestens 
850 Mio. Euro kosten, Si-
cherung des Lagers Mors-
leben kostet 2,5 Mrd. Euro. 

Sinken die Benzin- 
und Heizpreise 
durch Atomkraft?  

Nein, Autos werden nicht 
mit Atomkraft betrieben und 
Wohnungen nicht mit Uran 
beheizt. Atomkraftwerke 
ersetzen weder Gas noch 
Öl und können auch die Öl- 
oder Gaspreise nicht dämp-
fen.   

Sinkt der 
Strompreis durch 
eine Laufzeit-
verlängerung?  

Nein, der Strompreis wird 
an der Leipziger Strombörse 
gebildet. Die vier großen En-
ergieunternehmen setzen 
hohe Strompreise aufgrund 
ihrer Marktdominanz durch. 

Zusatzgewinne 
durch Laufzeitver- 
längerung? 

Jedes Jahr verlängerte 
Restlaufzeit spült mehr 
als fünf Milliarden Euro 
zusätzlich in die Kassen 
der Energiekonzerne. 
Pro Jahr und Reaktor 
erzielen die Konzerne z.Zt. 
durchschnittlich 300 Mio. 
Euro Reingewinn.



www.linksfraktionmv.de

Helmut Holter bei der Über-
gabe einer Spende in Höhe 
von 1500 Euro an den Ver-
ein Behindertenforum im 
Haus der Begegnung in 
Greifswald. Laut einem Be-
schluss der Fraktion erhal-
ten soziale, kulturelle und 

Spendenübergabe in Greifswald

ökologische Vereine oder 
Projekte seit Anfang des 
Jahres Zuwendungen aus 
der seinerzeit beschlos-
senen Diätenerhöhung. In 
Greifswald würdigte die 
Fraktion das jahrzehnte-
lange Wirken des Vereins 

für Menschen mit Behinde-
rung. 
Das Behindertenforum hat 
die Linksfraktion gebeten, 
sich dafür einzusetzen, 
dass Menschen mit Behin-
derungen im Rundfunkän-
derungsstaatsvertrag nicht 
schlechter gestellt werden. 
Das hat die Fraktion u.a. 
auf der November-Sitzung 
im Landtag getan. Aber die 
Koalitionsfraktionen haben 
den Antrag „Schlechterstel-
lung für Menschen mit Be-
hinderungen im geplanten 
15. Rundfunkänderungs-
staatsvertrag verhindern“ 
abgelehnt. „Damit straft 
die Regierungskoalition ihre 
bisherigen Aussagen zur 
Behindertenpolitik Lügen“, 
so die sozialpolitische Spre-
cherin der Fraktion Irene 
Müller. 

Nein zu Gewalt an Frauen und Mädchen!

Wir unterstützen die Aktion 
der Menschenrechtsorgani-
sation „Terre des Femmes“ 
wider die Gewalt gegen 
Frauen. Es ist bei uns schon 
Tradition, dass wir uns anläss-
lich des internationalen Ge-
denktages ‚Nein zu Gewalt an 

Frauen’ an der Fahnenaktion 
beteiligen. Wir setzen damit 
ein Zeichen, dass wir Gewalt 
gegen Frauen nicht hinneh-
men. Es ist einer der größten 
Skandale unserer Zeit, dass 
die weltweit grassierende Ge-
walt gegen Frauen und Mäd-

chen immer noch tabuisiert 
wird, sie muss angeprangert 
und gesellschaftlich geächtet 
werden. 

Peter Ritter 

Die Anträge der 
Landtagssitzung im 
November
•	 Aktuelle Stunde: Inte-

resse des Landes wah-
ren: Atomdeal stoppen 
– Kein Endlager auf dem 
Gelände der EWN

•	 Weitere Bodenspeku-
lation in Mecklenburg-
Vorpommern verhin-
dern

•	 Programm „Soziale 
Stadt“ mit ganzheit-
lichem Ansatz erhalten

•	 Schlechterstellung von 
Menschen mit Behinde-
rung im geplanten 15. 
Rundfunkstaatsvertrag 
verhindern

•	 Tierschutz ist Verfas-
sungsziel - Tierheime im 
Lande endlich wirksam 
unterstützen

•	 Gleichstellung von 
Frauen und Männern 
weiter verstärkt fördern

•	 Transparenza ausbauen- 
Korruption borbeugen

•	 Zukunftsfähiges Kon-
zept zur Entwicklung 
der Theater- und Orche-
sterstrukturen

•	 Bericht zur Umsetzung 
des Artikels 24 des 
„Übereinkommens 
über die Rechte von-
Menschen mit Behinde-
rung“
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